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- UR.-Nr.                 für 2012/     -

Verhandelt zu Solingen am

Vor dem unterzeichneten Notar

Claus Ulbrich

Notar für den Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf mit dem Amtssitz in Solingen,

erschienen:

1.
…,
geschäftsansässig Kölner Str. 68-72 in 42651 Solingen,
hier handelnd als gemeinschaftlich Vertretungsberechtigte für die Stadt-Sparkasse Solingen in Solingen,
- die Stadt-Sparkasse Solingen nachstehend auch „Gläubiger“ oder „Abtretungsempfänger“ oder „SSS“ genannt -,

2.
…,
hier handelnd als alleiniger Geschäftsführer der im Handelsregister des Amtsgerichtes Wuppertal unter HRB 15824 eingetragenen Gesellschaft unter der Firma Kunst-Museum Solingen Grundstückverwaltungsgesellschaft mbH mit Sitz in Solingen, Geschäftsanschrift: Grünewalder Str. 29-31, 42657 Solingen,
- diese Gesellschaft nachstehend auch „Schuldner“ oder „Eigentümer“ genannt -,

3.
…,
hier handelnd als alleiniger und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreiter Geschäftsführer der im Handelsregister des Amtsgerichtes Wuppertal unter HRB *** eingetragenen Gesellschaft unter der Firma Zentrum für verfolgte Künste GmbH mit Sitz in Solingen, Geschäftsanschrift: Wuppertaler Straße 160, 42653 Solingen,
- diese Gesellschaft nachstehend auch „Berechtigter“ oder „Mieter 2“ genannt -,

4.
…,
hier handelnd als vertretungsberechtigte ***und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreite Geschäftsführer der im Handelsregister des Amtsgerichtes Wuppertal unter HRB *** eingetragenen Gesellschaft unter der Firma Kunst-Museum Solingen Betriebsgesellschaft mbH mit Sitz in Solingen, Geschäftsanschrift: Wuppertaler Str. 160, 42653 Solingen,
- diese Gesellschaft nachstehend auch „Mieter 1“ genannt -,

Die Erschienenen sind dem Notar sämtlich von Person bekannt.

Die Erschienenen, handelnd wie angegeben, ließen folgenden

Vertrag über DIE Bestellung einer
beschränkt persönlichen Dienstbarkeit,

einen Rangrücktritt 
sowie EINE SICHERUNGSAbtretung von Forderungen

beurkunden und erklärten:

§ 1 
Vorbemerkungen, Grundbuchstand

1. Der Schuldner ist Eigentümer des Grundbesitzes, eingetragen im Grundbuch des Amtsgerichtes Solingen von Gräfrath Blatt 4177 als

Flur 19, Flurstück

429

Verkehrsfläche, Wuppertaler Straße

428

Verkehrsfläche, Wuppertaler Straße



- groß   0,25 ar,

432

Gebäude- und Freifläche, Wuppertaler Str. 160

- groß 50,67 ar.

2. Der Grundbesitz ist im Grundbuch wie folgt belastet:

Abteilung II lastenfrei; 

Abteilung III lfd. Nr.:

1 –
EUR 1.500.000,00 Buchgrundschuld mit 18 % Jahreszinsen seit dem 22.12.2006 für die Stadt-Sparkasse Solingen, Solingen.

3. Der Grundbuchinhalt wurde vor der Beurkundung festgestellt und den Beteiligten mitgeteilt.

4. Der vorbeschriebene Grundbesitz wird nachstehend auch als „Grundbesitz“ oder „dienender Grundbesitz“ bezeichnet.

Der gesamte Grundbesitz ist derzeit vom Eigentümer bzw. mit Duldung des Eigentümers vermietet bzw. (teil-)entgeltlich zur Nutzung überlassen worden an den vorbezeichneten Mieter 1 (dieses Nutzungsverhältnis nachstehend auch einheitlich als „Mietvertrag“ bezeichnet) und an hier nicht vertragsbeteiligte Dritte.

Dieser betreibt dort in den für die Vereinbarungen zu dieser Urkunde relevanten vertragsgegenständlichen Räumlichkeiten derzeit u.a. das Kunstmuseum Solingen. Das erste Obergeschoss des Grundbesitzes ist derzeit vom Mieter 1 der Bürgerstiftung für verfemte Künste - mit der Sammlung Gerhard Schneider, Solingen - mietzinsfrei zur Nutzung überlassen worden.

Der Berechtigte/Mieter 2 wird jene und andere Räumlichkeiten aufgrund des bereits unter Mitwirkung/Zustimmung des Eigentümers und des bisherigen Nutzers und des Mieters 1 - abgeschlossenen sogen. „Grundlagenvertrages“ vom ***2012 (dieser gilt zwischen den Parteien der heutigen Urkunde unter Hinweis auf die dortigen Vereinbarungen in § 3 als Mietvertrag/Untermietvertrag über Räume i.S.d. gesetzlichen Bestimmungen des BGB über einen Mietvertrag) zur Nutzung übernehmen. Der Berechtigte/Mieter 2 will dort - auf der Grundlage der Kunstwerke der Sammlung Gerhard Schneider und anderer Sammlungen - ein Zentrum für verfolgte Kunst betreiben, insbesondere durch Einzel- oder Dauerausstellungen von Werken der bildenden Künste sowie durch Vortrags- und Fortbildungsveranstaltungen.


5. Zur Sicherstellung der Nutzungsmöglichkeit als Zentrum für verfolgte Kunst soll nach Vorgaben des Mieters 2, der Zentrum für verfolgte Künste GmbH, zusätzlich zu dem bereits abgeschlossenen vorerwähnten Grundlagenvertrag vom ***2012, der die Nutzung des Grundbesitzes schuldrechtlich regelt, eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit bestellt werden; der Grundlagenvertrag ist allen Beteiligten nach deren Erklärung vollinhaltlich bekannt. Auf eine Beifügung jenes Vertrages zur heutigen Urkunde wurde nach Belehrung allseits verzichtet.

Die beschränkt persönliche Dienstbarkeit soll – in den nachstehend beschriebenen Grenzen – an erster Stelle in das Grundbuch eingetragen werden.


6. Die Beteiligten versichern, dass keine der bestehenden vertraglichen Regelungen ein Abtretungsverbot hinsichtlich der nachfolgend in § 4 sicherungsweise an den Gläubiger, die SSS, abzutretenden Forderungen beinhaltet. Die Beteiligten verpflichten sich hiermit, auch keine hiervon abweichenden Vereinbarungen zu treffen. Dem Gläubiger, der SSS, sind auf deren jederzeitiges Verlangen hin sämtliche diesbezüglich relevanten vertraglichen Vereinbarungen und deren Nachträge/Ergänzungen kostenfrei – zumindest in einfacher Kopie - zu übersenden.

§ 2 
Bestellung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit

1. Der Schuldner bestellt hiermit dem Berechtigten eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit gemäß §§ 1090 ff BGB des Inhalts, dass der Berechtigte berechtigt ist, die in der ANLAGE 1 zu dieser Urkunde zeichnerisch dargestellten, in sich abgeschlossenen Räumlichkeiten der auf dem dienenden Grundbesitz aufstehenden Gebäulichkeiten unter Ausschluss des Eigentümers des dienenden Grundbesitzes als Kunstmuseums-, Ausstellungs- und Fortbildungsflächen, insbesondere zum Zweck des Betriebes eines Zentrums für verfolgte Künste, zu nutzen und durch Dritte, insbesondere Besucher, nutzen zu lassen.

Als Inhalt der Dienstbarkeit ist ferner vereinbart, dass der Berechtigte und die Besucher des Zentrums für verfolgte Künste die Zufahrten, die Zugänge und den Eingangsbereich, die Toiletten sowie das Treppenhaus - neben dem Eigentümer und den Besuchern des Kunstmuseums Solingen - mitbenutzen können, um von den öffentlichen Verkehrsflächen zu den betreffenden Räumlichkeiten zu gelangen und diese auch wieder zu verlassen.

Der Eigentümer ist verpflichtet, die vorbezeichneten Räumlichkeiten in beheizbarem und benutzbarem Zustand auf Dauer zu erhalten.


2. Schuldrechtlich ist zwischen dem Eigentümer und dem Berechtigten Folgendes vereinbart:


a) Die Nutzung aufgrund der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit erfolgt entgeltlich. 

Das Entgelt entspricht hinsichtlich der Höhe, der Fälligkeit und der Zusammensetzung (Kaltmietzins, Betriebskostenvorauszahlungen) dem mietvertraglich (Untermietvertrag) mit dem Mieter 2 vereinbarten Mietzins; die Mietzahlung gilt gleichzeitig als Zahlung des Entgelts für die Ausübung der Dienstbarkeit (keine Kumulation von Mietzins und Entgelt).

Der Berechtigte hat auf die Dauer der Nutzung die auf die dem Nutzungsrecht unterliegenden Räumlichkeiten entfallenden Betriebskosten nach den vereinbarten Umlagemaßstäben zu tragen und angemessene Vorauszahlungen hierauf zu leisten.


b) Der Berechtigte hat lediglich die sogen. Schönheitsreparaturen (§ 28 II.BV) - bei Bedarf - durchzuführen bzw. auf seine Kosten durchführen zu lassen; im Übrigen hat er sich nicht an den Maßnahmen oder den Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung der Gebäulichkeiten bzw. des Grundbesitzes zu beteiligen.


c) Schuldrechtlich gilt im Übrigen dasjenige, was als Inhalt des bereits derzeit bestehenden Miet- und Nutzungsvertrages war/ist; dieser Vertrag ist allen Beteiligten nach deren Erklärung vollinhaltlich bekannt. Auf eine Beifügung jenes Vertrages zur heutigen Urkunde wurde nach Belehrung allseits verzichtet.


d) Die beschränkt persönliche Dienstbarkeit ist grundsätzlich unabhängig von dem Bestand und der Dauer des Mietverhältnisses zwischen dem Eigentümer und dem Mieter 1. Die beschränkt persönliche Dienstbarkeit ist ferner grundsätzlich unabhängig von dem Bestand und der Dauer bzw. der Dauer des Grundlagenvertrages/(Unter-)Mietverhältnisses zwischen dem Mieter 1 und dem Mieter 2.

Zu den in vorstehend Satz 1 bzw. Satz 2 genannten Grundsätzen sind lediglich die zu nachfolgend (1) und (2) geregelten Ausnahmen vereinbart:


(1) Auf Verlangen des Eigentümers oder dessen Rechtsnachfolgers im Eigentum hat der Berechtigte die beschränkt persönliche Dienstbarkeit - unter entsprechender Aufgabe des Rechts - auf seine Kosten zur Löschung zu bringen, wenn die Voraussetzungen einer fristlosen Kündigung des Grundlagenvertrages durch den Mieter 1 auf der Grundlage von 

(a)
§ 543 Abs. 2 Nr. 3 lit. a) BGB (Zahlungsverzug),

(b)
§ 543 Abs. 2 Nr. 3 lit. b) BGB (Zahlungsverzug), oder

(c)
§ 543 Abs. 2 Nr. 2 BGB (Vernachlässigung der Mietsache etc.),


- in deren jeweils geltender Fassung - vorliegen, jedoch nur, sofern der Mieter 2, die Zentrum für verfolgte Künste GmbH selbst die Gründe für die betreffende Kündigung durch ein schuldhaftes vertrags- oder gesetzeswidriges Verhalten verursacht oder mitverursacht hat, z.B. durch vertrags- oder gesetzeswidrige Nichtzahlung des fälligen und geschuldeten Mietzinses bzw. Nutzungsentgelts. Die nachfolgend vereinbarte Hinterlegung durch den Mieter 2 - und nicht erst die Auszahlung des vertragsgemäß hinterlegten Betrages - gilt insoweit jedoch unter den Beteiligten als Zahlung durch den Mieter 2, insbesondere auch im Verhältnis zum Gläubiger, der SSS (vergl. nachfolgend § 4).

§ 543 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BGB finden in Bezug auf die Verpflichtung zur Löschung der Dienstbarkeit entsprechende Anwendung. 


(2) Für den Fall, dass das Mietverhältnis zwischen dem Eigentümer bzw. dessen Rechtsnachfolger im Eigentum und dem Mieter 1 beendet wird, tritt der Eigentümer bzw. dessen Rechtsnachfolger im Eigentum in die Regelungen des Grundlagenvertrages zwischen dem Mieter 1 und dem Mieter 2 ein, soweit diese die Raumnutzung durch den Mieter 2 (§ 3 des Grundlagenvertrages) betreffen - insoweit nachfolgend auch „Miet-/Grundlagenvertrag“ genannt -. Der Eigentümer, der Mieter 1 und der Mieter 2 stimmen dem bereits heute jeweils unwiderruflich zu und verpflichten sich jeweils, auch ihren Rechtsnachfolger zur Erteilung einer entsprechenden Zustimmung zu verpflichten. Auch in diesem Fall bleibt zur Sicherung der Nutzungsunteressen des Mieters 2 die beschränkt persönliche Dienstbarkeit grundsätzlich bestehen.

Auf Verlangen des Eigentümers oder dessen Rechtsnachfolgers im Eigentum hat der Berechtigte die beschränkt persönliche Dienstbarkeit - unter entsprechender Aufgabe des Rechts – jedoch auf seine Kosten zur Löschung zu bringen, wenn der Eigentümer bzw. dessen Rechtsnachfolger im Eigentum die fristlose Kündigung des Miet-/Grundlagenvertrages durch den Eigentümer - bzw. dessen Rechtsnachfolger im Eigentum - auf der Grundlage von 

(a)
§ 543 Abs. 2 Nr. 3 lit. a) BGB (Zahlungsverzug),

(b)
§ 543 Abs. 2 Nr. 3 lit. b) BGB (Zahlungsverzug), oder

(c)
§ 543 Abs. 2 Nr. 2 BGB (Vernachlässigung der Mietsache etc.),

- in deren jeweils geltender Fassung – wirksam gegenüber dem Mieter 2 erklärt; ein Verschulden des Mieters 2 im Sinn der gesetzlichen Bestimmungen vorausgesetzt, z.B. durch vertrags- oder gesetzeswidrige Nichtzahlung des fälligen und geschuldeten Mietzinses bzw. Nutzungsentgelts in einer die fristlose Kündigung eines Mietverhältnisses nach den voraufgeführten gesetzlichen Bestimmungen rechtfertigenden Höhe. Die nachfolgend vereinbarte Hinterlegung durch den Mieter 2 - und nicht erst die Auszahlung des vertragsgemäß hinterlegten Betrages - gilt insoweit jedoch unter den Beteiligten als Zahlung durch den Mieter 2, insbesondere auch im Verhältnis zum Gläubiger, der SSS (vergl. nachfolgend § 4).

§ 543 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BGB finden in Bezug auf die Verpflichtung zur Löschung der Dienstbarkeit entsprechende Anwendung. 
Die beschränkt persönliche Dienstbarkeit entfällt jedoch nicht, wenn der Mietvertrag mit dem Mieter 2 aus einem anderen Grunde, insbesondere infolge eines Sonderkündigungsrechts nach dem ZVG, beendet wird, und zwar auch dann nicht, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

3. Die vorstehende beschränkt persönliche Dienstbarkeit soll im Grundbuch - schuldrechtlich - an erster Rangstelle eingetragen werden. Zu Erreichung dieses Ranges werden die nachstehenden Vereinbarungen über einen Rangrücktritt mit dem Gläubiger getroffen.

4. Alle Beteiligten stimmen der Untervermietung und der Bestellung der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit hiermit zu. 

Die zwischen den Parteien als erforderlich erachteten Änderungen des jeweils betreffenden Mietvertrages bezüglich Mietzins, Betriebskostenzahlungen, etc., sind bereits zwischen den Mietvertragsparteien außerhalb dieser Urkunde vereinbart worden.

Soweit noch erforderlich, ist der Mieter 1 gegenüber dem Berechtigten zur Räumung der von der Dienstbarkeit erfassten Räumlichkeiten verpflichtet, und zwar bis spätestens zum ***.2012.


5. Auf Sicherstellung der jeweils vorstehend vereinbarten schuldrechtlichen Verpflichtungen, z.B. durch Vereinbarung von auflösenden Bedingungen für ein Recht oder eine Nutzung und/oder Vertragsstrafen mit Vollstreckungsunterwerfung, etc., wurde nach Belehrung allseits verzichtet.

§ 3 
Rangrücktritt durch den Gläubiger,
Verpflichtung zum Rangrücktritt durch den Berechtigten

1. Der Gäubiger tritt hiermit mit seinem voraufgeführten Recht Abt. III Nr. 1 nebst Zinsen und Nebenleistungen im Rang hinter die vorstehend bestellte beschränkt persönliche Dienstbarkeit zurück.


2. Der Berechtigte und der Eigentümer sind verpflichtet, an einem Rangrücktritt der zu vorstehend § 2 bestellten beschränkt persönlichen Dienstbarkeit hinter das vorstehend aufgeführte Recht Abt. III Nr. 1 - nebst Zinsen und Nebenleistungen von Anfang an - mitzuwirken und alle hierzu erforderlichen Erklärungen sofort formgerecht abzugeben, wenn

a) die gemäß § 2 Abs. 2 Buchst. a) i.V.m. § 4 Ziffern 1, 2 und 8 dieses Vertrages geschuldete Zahlung des Mieters 2 die kalenderjährliche Summe von jeweils € 56.000,00 um mehr als € 14.000,-- (Bagatellgrenze) unterschreitet, oder
b) die Summe der gemäß § 2 Abs. 2 Buchst. a) i.V.m. § 4 Ziffern 1, 2 und 8 dieses Vertrages geschuldete Zahlungen des Mieters 2, der Zentrum für verfolgte Künste GmbH – unabhängig von der Dauer des Betrachtungszeitraums - um mehr als € 56.000,00 von dem Betrag abweicht, der sich aus der Multiplikation von € 56.000,00 mit der Dauer der Kalenderjahre des - vom Gläubiger beliebig gewählten - Betrachtungszeitraumes ergibt; 

und der Gläubiger diesen Rangrücktritt von dem Berechtigten schriftlich (Wirksamkeitserfordernis) verlangt.

Die - nachfolgend in § 4 Ziffer 8 näher geregelte - Hinterlegung - und nicht erst die Auszahlung bzw. der Eintritt der Auszahlungsreife hinterlegter Beträge - gilt aufgrund hiermit getroffener allseitiger Vereinbarung als (vertragsgemäße) Zahlung im vorstehenden Sinn.
3. Auf Sicherstellung der jeweils vorstehend vereinbarten schuldrechtlichen Verpflichtungen, z.B. durch Vereinbarung von auflösenden Bedingungen für ein Recht oder den Rang eines Rechtes oder eine Nutzung und/oder Vertragsstrafen mit Vollstreckungsunterwerfung, etc., wurde nach Belehrung allseits verzichtet.

§ 4 
Sicherungsabtretung. Hinterlegungsmöglichkeit

1. Der Mieter 1 verpflichtet sich hiermit auf Verlangen des Gläubigers und des Vermieters – unter hiermit vorsorglich erteilter Zustimmung aller Urkundsbeteiligten und auch des Eigentümers – einen (ggfls. erstfälligen) Teilbetrag in Höhe von kalenderjährlich (ab dem ersten vollen Kalenderjahr 01.01.2013 - 31.12.2013) insgesamt € 56.000,00 aus den nach dem vorstehend beschriebenen (vgl. § 1 Ziffer 5) Grundlagenvertrag zwischen dem Mieter 1 und dem Mieter 2 in gleicher Höhe geschuldeten Mietzinszahlungen an den Gläubiger, die SSS, abzutreten, und zwar zur Sicherung sämtlicher gegenwärtiger oder zukünftiger, bedingter oder unbedingter Ansprüche des Gläubigers gegen den Eigentümer bzw. Vermieter aus der Geschäftsverbindung, jedoch nur solange und soweit diese Ansprüche durch die vorstehend genannte Grundschuld Abt. III Nr. 1 gesichert sind/werden. 

Eine entsprechende Verpflichtung übernimmt der Vermieter bzw. der Eigentümer bereits hiermit für den Fall (aufschiebende Bedingung), dass der Mietvertrag mit dem Mieter 1, gleich aus welchem Grunde endet, und der Vermieter bzw. Eigentümer einen Miet- oder sonstigen Nutzungsvertrag unmittelbar mit dem Mieter 2 vereinbart bzw. bereits gemäß vorstehend § 2 Ziffer 2 lit. d) (2) vereinbart hat. Sofern in Ermangelung eines Miet-/Nutzungsvertrages eine Zahlungspflicht des Mieters aufgrund gesetzlicher Bestimmungen besteht bzw. entsteht, z.B. aufgrund eines Nutzungsentschädigungsanspruchs entsprechend § 546a BGB bzw. aufgrund eines etwaigen Schadensersatzanspruchs nach § 571 BGB bzw. aufgrund eines Anspruchs wegen ungerechtfertigter Bereicherung, §§ 812 ff BGB, umfasst sich die Verpflichtung zur Abtretung auch – im vorbeschriebenen betragsmäßigen Umfang - diese gesetzlichen Ansprüche.

Nach Versicherung des Mieters 2 bedarf er zum Abschluss der Vereinbarungen zur heutigen Urkunde, insbesondere zu der vorstehenden Abtretung, nicht einer Zustimmung seiner Gesellschafter.

2. Der Mieter 2/der Berechtigte verpflichten sich hiermit ebenso wie der Mieter 1 und der Vermieter bzw. Eigentümer gegenüber dem Gläubiger ferner zur Weitergabe der vorstehenden Verpflichtungen an deren evtl. Rechtsnachfolger.

3. Auf Sicherstellung, z.B. durch Vertragsstrafeversprechen nebst Vollstreckungsunterwerfung, wurde verzichtet

4. Das eigene wirtschaftliche Interesse des Vermieters bzw. des Mieters 1 aus der Stellung dieser Sicherung - der Sicherungsabtretung - ergibt sich daraus, dass der Gläubiger zu dem vorstehend vereinbarten Rangrücktritt mit dem Recht Abt. III Nr. 1 nur bereit war und ist gegen die entsprechende Sicherungsabtretung. Der Rangrücktritt des Gläubigers war aber Voraussetzung für die Bereitschaft zum Abschluss einer Vereinbarung über eine entgeltliche Nutzung der vorbeschriebenen Räumlichkeiten durch den Mieter 2/Berechtigten. Der Rangrücktritt verbessert die Sicherung der Nutzungsmöglichkeiten des Berechtigten/Mieters 2 erheblich, insbesondere wegen der Erstrangigkeit der dinglich gesicherten Rechtsposition des Berechtigten, z.B. im Fall einer Zwangsversteigerung des Grundbesitzes.

5. Die Sicherungsabtretung hat im Übrigen auf der Grundlage des üblichen Formulars des Gläubigers, welcher als ANLAGE 2 zu dieser Urkunde genommen ist, zu erfolgen.

6. Der Vermieter und der Mieter 1 erklären sich hiermit jeweils damit einverstanden und bevollmächtigen den Gläubiger hiermit jeweils unwiderruflich, die betreffende Abtretung gemäß § 407 BGB bei dem Berechtigten/dem Mieter 2 - auch wiederholt bzw. an zukünftige Entwicklungen angepasst- anzuzeigen und insoweit unmittelbare Zahlung des betreffenden Teilbetrages an sich zu verlangen und diesen Betrag auch mit Erfüllungswirkung entgegen zu nehmen.

7. Der Berechtigte garantiert hiermit entsprechend den Bestimmungen des BGB über eine Beschaffenheitsgarantie, dass die vorstehend vereinbarte Abtretung nicht ausgeschlossen ist, insbesondere auch nicht aufgrund eines vereinbarten Abtretungsausschlusses.

8. Die Beteiligten treffen ferner folgende Vereinbarungen über eine Hinterlegung:

a) Solange und so weit nach § 372 BGB eine Unsicherheit über den Inhaber des Anspruchs auf Mietzinszahlung, auf Nutzungsentschädigung nach § 546 a BGB, auf Schadensersatz nach § 571 BGB, auf Zahlung des Entgelts aufgrund der vorstehenden Vereinbarung zur beschränkt persönlichen Dienstbarkeit oder des Anspruchs auf Herausgabe/Wertsersatz der ungerechtfertigten Bereicherung wegen Nutzung der vorbeschriebenen Räumlichkeiten besteht, ist der Mieter 2 unter den Voraussetzungen des § 372 BGB berechtigt, den betreffenden Betrag bei dem Amtsgericht Solingen mit Erfüllungswirkung (vergleiche § 378 BGB bzw. § 379 BGB) gegenüber dem Gläubiger, dem Eigentümer bzw. Vermieter und dem Mieter 1 nach §§ 372 ff BGB zu hinterlegen. Dies gilt, was vorsorglich klar gestellt wird, insbesondere auch im Verhältnis zum Gläubiger, der SSS, als - etwaigem - Anspruchsinhaber infolge der vorbeschriebenen Sicherungsabtretung.

Aufgrund hiermit getroffener allseitiger Absprache hat diese Hinterlegung in jedem Fall auch in Bezug auf die bereits bestehenden Vereinbarungen im Grundlagenvertrag/Miet-/Untermietvertrag, soweit rechtlich möglich, Erfüllungswirkung nach § 378 BGB (bei ausgeschlossener Rücknahme, § 376 Abs. 2 Nr. 1 BGB) bzw. nach § 379 BGB (bei nicht ausgeschlossener Rücknahme); soweit möglich und erforderlich wird hiermit ausdrücklich eine entsprechende Änderung etwaiger bisher bestehender abweichender schuldrechtlicher Absprachen vereinbart. Es ist bekannt, dass Rechte Dritter durch die vorstehende Vereinbarung der Beteiligten unberührt bleiben; etwaige diesbezüglich erforderliche Vereinbarungen mit Dritten werden die Beteiligten selbst unverzüglich und eigenverantwortlich treffen.


b) Sofern, solange oder soweit das Amtsgericht Solingen eine Hinterlegung des betreffenden Betrages durch den Mieter 2/den Berechtigten - berechtigt oder unberechtigt – ablehnt, ist der Mieter 2 berechtigt, den betreffenden Betrag ohne Weiteres bei der SSS zu hinterlegen, und zwar – insoweit abweichend von § 372 BGB - auch dann, wenn eine tatsächliche oder rechtliche Unsicherheit über die Person des Gläubigers besteht, die auf - einfacher oder grober - Fahrlässigkeit des Mieters 2/des Berechtigten beruht. Auf diese Hinterlegung sind - unter Berücksichtigung der vorbeschriebenen Modifikation der tatbestandlichen Voraussetzungen des § 372 BGB - §§ 372 ff BGB sinngemäß anzuwenden, insbesondere in Bezug auf die Erfüllungswirkung der Hinterlegung (in sinngemäßer Anwendung von § 378 BGB bzw. von § 379 BGB). 

Aufgrund hiermit getroffener allseitiger Absprache hat auch diese hier vereinbarte vertragliche Hinterlegung in jedem Fall auch in Bezug auf die bereits bestehenden Vereinbarungen im Grundlagenvertrag/Miet-/Untermietvertrag, soweit rechtlich möglich, Erfüllungswirkung in sinngemäßer Anwendung von 
§ 378 BGB (bei ausgeschlossener Rücknahme, § 376 Abs. 2 Nr. 1 BGB) bzw. in sinngemäßer Anwendung von § 379 BGB (bei nicht ausgeschlossener Rücknahme); soweit möglich und erforderlich wird hiermit ausdrücklich auch insoweit eine entsprechende Änderung etwaiger bisher bestehender abweichender schuldrechtlicher Absprachen vereinbart. Es ist unverändert bekannt, dass Rechte Dritter durch die vorstehende Vereinbarung der Beteiligten unberührt bleiben; etwaige diesbezüglich erforderliche Vereinbarungen mit Dritten werden die Beteiligten selbst unverzüglich und eigenverantwortlich treffen.

Auch insoweit tritt die entsprechende Erfüllungswirkung mithin sowohl gegenüber dem Eigentümer bzw. Vermieter, Mieter 1 und – gegebenenfalls – der SSS selbst, sofern diese Anspruchsinhaber ist, ein. Soweit die SSS nicht Anspruchsinhaber ist, hat diese die bei ihr hinterlegten Beträge für den Anspruchsinhaber treuhänderisch zu verwahren und zu diesem Zweck unter entsprechender Kennzeichnung des Kontos als Treuhandkonto getrennt von ihrem sonstigen Vermögen – möglichst insolvenzsicher - zu verwahren und zu verwalten.

Die Hinterlegung bei der Stadt-Sparkasse Solingen endet, wenn und nachdem der Anspruchsinhaber aufgrund gerichtlichen, rechtskräftigen Urteils, aufgrund eines entsprechenden Vergleichs oder aufgrund allseitiger einvernehmlicher Feststellung der Beteiligten (Anspruchsprätendenten) der Anspruchsinhaber feststeht; sodann ist mit dem hinterlegten Betrag nach und gemäß Anweisung des feststehenden Anspruchsinhabers zu verfahren.


c) Weitere Vereinbarungen über die Hinterlegung, z.B. betreffend die Anlage bzw. die Verzinsung hinterlegter Beträge, wünschten die Beteiligten nach Belehrung nicht zu treffen.

§ 5 
Zwangsvollstreckungsunterwerfung

Eine Zwangsvollstreckungsunterwerfung des Vermieters war ebensowenig gewünscht wie eine Zwangsvollstreckungsunterwerfung eines Mieters bzw. des Berechtigten wegen seiner Mietzinszahlungs- bzw. Entgeltzahlungsverpflichtung.


§ 6 
Grundbucherklärungen

1. Die Beteiligten weisen den Notar an, den Antrag auf Eintragung des Rangrücktritts und der beschränkt persönlichen Dienstbarkeit unverzüglich zum Grundbuchamt zu stellen, unabhängig von der Zahlung des Nutzungsentgelts bzw. der Zahlungen des Vermieters bzw. - unmittelbar - des Mieters 2. 

2. Die Beteiligten bewilligen und beantragen,

a) die beschränkt persönliche Dienstbarkeit für den Berechtigten gemäß vorstehend § 2, sowie 

b) den Rangrücktritt des Rechts Abt. III Nr. 1 hinter die beschränkt persönliche Dienstbarkeit gemäß vorstehend § 3 Ziffer 1, 

in das Grundbuch einzutragen.

Die Löschung dieser Dienstbarkeit soll zu dieser Urkunde nicht bewilligt und beantragt werden.

3. Der Notar kann die Anträge aus dieser Urkunde trennen, teilen, ändern, ergänzen und ebenso zurücknehmen.

§ 7 
Vollzug, Hinweise, Kosten

1. Alle Genehmigungen zu diesem Vertrag sollen den Beteiligten gegenüber wirksam werden mit ihrem Eingang bei dem Notar, der beauftragt wird, alle zur Durchführung dieses Vertrages erforderlichen Genehmigungen/Negativbescheinigungen zu beantragen sowie etwa notwendige Löschungsbewilligungen/Pfandfreigaben einzuholen.

2. Die Beteiligten wurden belehrt:

a) welche Genehmigungen vorliegen müssen, bevor dieser Vertrag wirksam wird;

b) welche Bedeutung Vormerkungen, auch Löschungsvormerkungen, haben;

c) dass alle mit diesem Vertrag in rechtlichem Zusammenhang stehenden Vereinbarungen zu ihrer Wirksamkeit der notariellen Beurkundung bedürfen und dass bei einem Verstoß hiergegen der Vertrag unwirksam ist;

d) dass zwecks Aufrechterhaltung des Versicherungsschutzes gemäß § 97 Versicherungsvertragsgesetz die Bestellung der Dienstbarkeit dem Versicherer - vorsorglich -unverzüglich schriftlich mitzuteilen und anzuzeigen ist, ggfls unter Anpassung des Umfangs des Versicherungsschutzes;

e) dass Haftpflichtversicherungen nicht kraft Gesetzes übergehen; entsprechendes gilt für etwaige Inventarversicherungen/Versicherungen in Bezug auf die Kunstwerke.

3. Die mit diesem Vertrag und seiner Durchführung jetzt und in der Folge verbundenen Kosten und die Grunderwerbsteuer sowie die Gebühren für die Erteilung von Genehmigungen/Negativbescheinigungen trägt der Berechtigte. 

Die Kosten seiner etwaigen Vertretung trägt jedoch der jeweils Vertretene selbst.

Den Beteiligten ist bekannt, dass sie als Gesamtschuldner für die mit diesem Vertrag zusammenhängenden Notariats- und Gerichtskosten sowie die Grunderwerb​steuer haften, ohne Rücksicht darauf, welche Regelung im Innenverhältnis getroffen wurde.

§ 8 
Vollmacht

Alle Beteiligten bevollmächtigen hiermit den Notar - auch dessen Vertreter - unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB, ergänzende, berichtigende oder ändernde formelle oder materielle Erklärungen, einschließlich Bewilligungen, Rangbestimmungen und Anträge, abzugeben und entgegenzunehmen, insbesondere soweit solche vom Grundbuchamt als Voraussetzung für Eintragungen oder Rangänderungen gefordert werden.

§ 9 
Salvatorische Klausel

1. Sollten Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt werden. Das gleiche gilt, soweit sich in diesem Vertrage eine Lücke herausstellen sollte.

An die Stelle der unwirksamen Regelung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Regelung treten, die soweit rechtlich möglich, dem am nächsten kommt, was die Vertragsschließenden gewollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben würden, sofern sie den Punkt bedacht hätten.

Beruht die Unwirksamkeit einer Bestimmung auf einem Maß der Leistung oder Zeit (Frist oder Termin), so soll ein rechtlich zulässiges Maß an die Stelle treten.

2. Die Vertragsschließenden sind verpflichtet, durch eine förmliche Änderung des Wortlautes des Vertrages eine etwa notwendige Änderung festzulegen.

Diese Niederschrift nebst ANLAGE 2 wurde den Erschienenen von dem Notar vorgelesen, die nicht verlesbare ANLAGE 1 zur Durchsicht vorgelegt, 
alles von den Erschienenen genehmigt und 
sodann von diesen und dem Notar eigenhändig unterschrieben:

